
Oberlandesgericht Stuttgart 

 

BESCHLUSS 
 
 
 
§ 315d Abs.1 Nr.3 StGB 

 
1. § 315d Abs.1 StGB setzt nicht die Absicht, das Fahrzeug mit objektiv 

höchstmöglicher Geschwindigkeit zu führen oder es bis an die 
technischen bzw. physikalischen Grenzen auszufahren. Die 

Gesetzesformulierung soll vielmehr möglichst viele relevante 

Komponenten wie fahrzeugspezifische Höchstgeschwindigkeit und 
Beschleunigung, subjektives Geschwindigkeitsempfinden, Verkehrslage 

und Witterungsbedingungen auf einen Nenner bringen. 
 

2. Die Strafzumessung ist grundsätzlich Sache des Tatgerichts. Es ist seine 
Aufgabe, auf der Grundlage des umfassenden Eindrucks, den es in der 

Hauptverhandlung von der Tat und der Persönlichkeit des Täters 
gewonnen hat, die wesentlichen entlastenden und belastenden Umstände 

festzustellen, sie zu bewerten und dabei gegeneinander abzuwägen. 
 
OLG Stuttgart, Urteil vom 04.07.2019, Az.: 4 Rv 28 Ss 103/19 
 
 

Tenor: 
 
Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Amtsgerichts Münsingen vom 2. 
Oktober 2018 wird als unbegründet 
 
verworfen. 
 
Der Beschwerdeführer trägt die Kosten seines Rechtsmittels. 
 
Gründe: 

 
I. 
Das Amtsgericht Münsingen verurteilte den Angeklagten am 2. Oktober 2018 wegen 
verbotenen Kraftfahrzeugrennens zu der Geldstrafe von 70 Tagessätzen zu je 40 €. 
Dem Angeklagten wurde die Fahrerlaubnis entzogen und sein Führerschein 
eingezogen. Zudem wurde eine Sperrfrist für die Neuerteilung der Fahrerlaubnis von 
neun Monaten festgesetzt. 
 
Hiergegen hat der Angeklagte Revision eingelegt, mit der er die Verletzung materiellen 
Rechts rügt. 
 
Die Generalstaatsanwaltschaft beantragt, die Revision des Angeklagten als 
unbegründet zu verwerfen. 
 
II. 
Die zulässige Revision des Angeklagten bleibt in der Sache erfolglos. 
1. Dem Urteil liegen folgende Feststellungen zu Grunde: 
 
Der Angeklagte flüchtete am 1. Mai 2018 gegen vier Uhr in L. mit seinem PKW vor 
einer Streifenwagenbesatzung der Polizei, welche ihn einer Verkehrskontrolle 



unterziehen wollte und ihm deshalb Haltesignal anzeigte. Nach Erkennen des 
Streifenwagens und des Haltesignals beschleunigte er sein Fahrzeug, um eine 
höchstmögliche Geschwindigkeit zu erreichen und dadurch die ihn nun mit 
Blaulicht, Martinshorn und dem Haltesignal „Stopp Polizei“ verfolgenden 
Polizeibeamten abzuhängen. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit erheblich 
überschreitend und unter Missachtung der Sicherheitsinteressen anderer 
Verkehrsteilnehmer fuhr er mit weit überhöhter Geschwindigkeit durch den Ort E.. 
Die Gegenfahrbahn nutzend fuhr er über eine „Rot“ anzeigende Ampel und setzte 
seine Fahrt durch E. bei erlaubten 50 km/h mit mindestens 145 km/h fort, wobei er 
von einer Geschwindigkeitsmessanlage „geblitzt“ wurde. Nach dem Ortsausgang fuhr 
er auf der teils kurvenreichen und unübersichtlichen Bundesstraße 313 – bei 
partieller Geschwindigkeitsbeschränkung auf 70 km/h – mit einer Geschwindigkeit 
von mindestens 160 bis 180 km/h. Hierbei schnitt er an unübersichtlichen Stellen 
die Kurven; ihm waren allein um des schnelleren Fortkommens willen die Belange 
anderer Verkehrsteilnehmer gleichgültig. Die ihn verfolgenden Polizeibeamten 
konnten die Distanz zum Fahrzeug des Angeklagten nicht verringern, weil dies ohne 
erhebliches Risiko für sie und andere Verkehrsteilnehmer nicht möglich war. Aus 
diesem Grund mussten sie nach ca. 13 km Verfolgungsfahrt den Kontakt zum 
Angeklagten abreißen lassen und die Verfolgung abbrechen, weil dieser auf enger, 
kurvenreicher und unübersichtlicher Strecke mit oft schlechtem, holprigem 
Fahrbahnbelag weiter mit angesichts der örtlichen Verhältnisse überhöhter 
Geschwindigkeit fuhr. 
 
2. Die erhobene Sachrüge deckt keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten 
auf. 
 
a) Die Feststellungen im angefochtenen Urteil tragen den Schuldspruch wegen 
verbotenen Kraftfahrzeugrennens gemäß § 315d Abs. 1 Nr. 3 StGB zur äußeren und 
inneren Tatseite. 
 
Insbesondere hat das Amtsgericht fehlerfrei festgestellt, dass der Angeklagte in der 
ADrucks. 18/12964 S. 5 und 6). Gefordert ist demnach das Abzielen auf eine relative 
Höchstgeschwindigkeit (Pegel in: Münchner Kommentar, StGB, 3. Aufl., § 315d Rn. 
26; Fischer, StGB, 66. Aufl., § 315d Rn. 17; Kulhanek in BeckOK, StGB, v. 
Heintschel-Heinegg, 42. Ed. Stand 1. Mai 2019, § 315d Rn. 41 f.; Heger in: 
Lackner/Kühl, StGB, 29. Aufl., § 315d Rn. 5; KG Berlin, Beschluss vom 15. April 
2019 – 3 Ss 25/19, juris), die sich an den genannten Kriterien orientiert. 
 
Auf diese Absicht hat das Amtsgericht aus der Gesamtschau der Umstände 
rechtsfehlerfrei geschlossen. Hierbei hat es nicht nur auf die objektiven 
Feststellungen zur konkreten Fahrweise des Angeklagten abgestellt, sondern auch 
darauf, dass es den Polizeibeamten – trotz besonderer Fahrschulung und eigener 
hoher Geschwindigkeit – über mehrere Kilometer hinweg nicht möglich war, zum 
Fahrzeug des Angeklagten aufzuschließen. Zudem hat es auch die dem Geschehen 
zugrunde liegende – eingeräumte – Fluchtmotivation des Angeklagten miteinbezogen. 
Diese umfassende Überzeugungsbildung begegnet keinen rechtlichen Bedenken. 
 
bb) Die Absicht, eine höchstmögliche Geschwindigkeit zu erreichen, muss auch nicht 
Haupt- oder Alleinbeweggrund für die Fahrt sein (so aber Hecker in: 
Schönke/Schröder, StGB, 30. Aufl. § 315d Rn. 3 und 9). Die Auffassung, die 
Verfolgungsjagd könne bei der Polizeiflucht nicht als Wettbewerb oder 
Leistungsprüfung eingestuft werden und unterliege deshalb nicht der Strafbarkeit 
nach § 315d Abs. 1 Nr. 3 StGB, findet weder einen Anhalt im Wortlaut der Norm noch 
in der Gesetzesbegründung. Vielmehr sprechen diese wie auch der Sinn und Zweck 
der Vorschrift auch in Fällen der Polizeiflucht für eine Strafbarkeit nach § 315d Abs. 
1 Nr. 3 StGB, soweit die weiteren tatbestandlichen Voraussetzungen im Einzelfall – 
wie hier – festgestellt werden können. 



 
Der Wortlaut der Vorschrift – „um eine höchstmögliche Geschwindigkeit zu erreichen“ 
– gibt keinen Anlass zu einer einschränkenden Auslegung, die dem Gesetzgeber mit 
anderer Formulierung – beispielsweise bei Voranstellen des Wortes „allein“ – ohne 
weiteres möglich gewesen wäre. 
 
Vielmehr macht die Gesetzesbegründung deutlich, dass damit insbesondere dem 
Erfordernis des Renncharakters Rechnung getragen und dieses von bloßen – auch 
erheblichen – Geschwindigkeitsüberschreitungen abgegrenzt werden soll. 
Rennteilnehmer würden zusätzlich durch den Wettbewerb bestärkt, Fahr- und 
Verkehrssicherheit außer Acht zu lassen und für einen Zuwachs an Geschwindigkeit 
den Verlust der Kontrolle über ihr Fahrzeug in Kauf zu nehmen. Zudem sei ihre 
Aufmerksamkeit – anders als bei „normalen“ Geschwindigkeitsüberschreitungen – 
nicht allein auf den Straßenverkehr gerichtet, sondern notwendigerweise – zumindest 
in den Fällen des § 315d Abs. 1 Nr. 2 StGB – auch durch den Mitbewerber gebunden 
(BT-Drucks. 18/12964 S. 6). 
 
Sowohl der Gesetzeswortlaut als auch die Begründung sprechen deshalb dafür, auch 
die Polizeiflucht als tatbestandsmäßig anzusehen. Schließlich ist sie von einem 
spezifischen Renncharakter geprägt, in dem sich gerade die in der Begründung 
genannten besonderen Risiken wiederfinden, auch wenn das Ziel des Wettbewerbs 
hier nicht im bloßen Sieg, sondern in der gelungenen Flucht liegt. Die risikobezogene 
Vergleichbarkeit mit den sportlichen Wettbewerben liegt auf der Hand. 
 
Es wäre vor dem Hintergrund des Schutzzwecks der Vorschrift und der intendierten 
Abgrenzung zwischen Fahrten mit Renncharakter – und damit abstrakt höherem 
Gefährdungspotential – und bloßen Geschwindigkeitsüberschreitungen auch 
sinnwidrig und kaum vertretbar, für eine Strafbarkeit – bei identischer Fahrweise 
und gleicher abstrakter Gefährdungslage – allein danach zu differenzieren, welche 
Motive die Absicht, eine höchstmögliche Geschwindigkeit zu erreichen, letztlich 
ausgelöst haben oder begleiten. 
 
Auch deshalb ist die von der Revision ins Feld geführte Unterscheidung zwischen 
extrinsischer und intrinsischer Motivation verfehlt. Eine Aufklärung der konkreten 
Motivation im Einzelfall sowie deren Einordnung als extrinsisch oder intrinsisch 
dürfte – nicht zuletzt bei Vorliegen von Motivbündeln – zudem kaum möglich sein. 
Als Differenzierungskriterium ist sie deshalb untauglich, aber auch gar nicht gewollt. 
Dies zeigt bereits ein Vergleich mit der Variante des § 315d Abs. 1 Nr. 2 StGB; 
schließlich wird auch das hierunter fallende „klassische“ Rennen zumindest bei 
einem Teil der Teilnehmer extrinsisch – beispielsweise durch Ansprache oder 
Provokation – motiviert sein. Letztlich spricht auch ein Vergleich mit anderen 
Normen, die eine Absicht des Täters fordern, für eine Strafbarkeit. So spielen für die 
in § 315 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a StGB normierte Absicht, einen Unglücksfall 
herbeizuführen, weitere Ziele des Täters keine Rolle (Fischer, aaO, § 315 Rn. 22; 
Hecker in Schönke/Schröder, aaO, § 315 Rn. 22; Kudlich in BeckOK, aaO, § 315 Rn. 
23; Heger in Lackner/Kühl, aaO, § 315 Rn. 8; König in Laufhütte u. a., StGB Leipziger 
Kommentar, 12. Aufl., § 315 Rn. 112; BGH, Beschluss vom 22. Februar 2001 – 4 StR 
25/01, NStZ-RR 2001, 298, juris). Ähnliches gilt für die Regelung der von der 
Generalstaatsanwaltschaft ins Feld geführten Besitzerhaltungsabsicht in § 252 StGB 
und für die Bereicherungsabsicht beim Betrug. 
 
Letztlich muss die vorliegende Konstellation der Polizeiflucht aufgrund ihres 
klassischerweise vorhandenen Renncharakters mit der vom Gesetzgeber unter Strafe 
gestellten Erhöhung der abstrakten Gefährdung für andere Verkehrsteilnehmer 
konsequenterweise der Strafbarkeit des § 315d Abs. 1 Nr. 3 StGB unterfallen. 
b) Auch der Rechtsfolgenausspruch hält der auf die Sachrüge veranlassten materiell-
rechtlichen Nachprüfung stand. 



 
aa) Die Strafzumessung ist grundsätzlich Sache des Tatgerichts. Es ist seine Aufgabe, 
auf der Grundlage des umfassenden Eindrucks, den es in der Hauptverhandlung von 
der Tat und der Persönlichkeit des Täters gewonnen hat, die wesentlichen 
entlastenden und belastenden Umstände festzustellen, sie zu bewerten und dabei 
gegeneinander abzuwägen. Ein Eingriff des Revisionsgerichts in diese Einzelakte der 
Strafzumessung ist in der Regel nur möglich, wenn die Zumessungserwägungen in 
sich fehlerhaft sind, wenn das Tatgericht gegen rechtlich anerkannte Strafzwecke 
verstößt oder wenn sich die verhängte Strafe nach oben oder unten von ihrer 
Bestimmung löst, gerechter Schuldausgleich zu sein. Nur in diesem Rahmen kann 
eine „Verletzung des Gesetzes“ (§ 337 Abs. 1 StPO) vorliegen. Dagegen ist eine ins 
Einzelne gehende Richtigkeitskontrolle ausgeschlossen (BGH, Urteil vom 16. Juni 
2016 – 1 StR 49/16, juris Rn. 25 mwN). 
bb) Der Strafausspruch ist – wie die Generalstaatsanwaltschaft zutreffend ausführt 
– von solchen Rechtsfehlern nicht beeinflusst. 
 
 
 
 
 

 
 


